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Ltg.-925-1/L-2/2-2011 

 

ANTRAG 

 

der Abgeordneten Ing. Rennhofer, Kernstock, Edlinger, Grandl, Ing. Haller, 

Lembacher und Mold 

 

 

 

gemäß § 34 LGO 

 

betreffend Änderung des NÖ Antidiskriminierungsgesetzes (NÖ ADG) 

 

zur Vorlage der Landesregierung betreffend Änderung der NÖ Landarbeitsordnung 

1973, LT 925/L-2/2-2011 

 

 

Mit BGBl. I Nr. 7/2011 vom 15. Februar 2011 wurde in Umsetzung des zur Auslegung 

der Richtlinie 2000/78/EG (Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie) ergangenen Urteils 

des Europäischen Gerichtshofes vom 17. Juli 2008 (C-303/06) u.a. eine Änderung 

des Gleichbehandlungsgesetzes und des Behinderteneinstellungsgesetzes 

kundgemacht. 

 

Im Einzelnen ergibt sich durch diese Novelle für den Bereich des NÖ Anti-

diskriminierungsgesetzes folgender Änderungsbedarf: 

 

• die Schaffung eines Diskriminierungsschutzes auch für Personen, die wegen 

ihres Naheverhältnisses zu einer Person, die ein geschütztes Merkmal 

aufweist, benachteiligt werden (Diskriminierung durch Assoziierung) 

• die Anhebung des Mindestschadenersatzes bei Belästigung von 400 Euro bzw. 

bei sexueller Belästigung von 720 Euro auf 1000 Euro 
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Zu den Änderungen 1. bis 5.: 

Der Europäische Gerichtshof hat in der Rechtssache Coleman (EuGH 17.7.2008, 

Rs C-303/06) festgehalten, dass die Richtlinie 2000/78/EG des Rates zur Festlegung 

eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 

Beschäftigung und Beruf (Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie) dahin auszulegen ist, 

dass das dort vorgesehene Verbot der unmittelbaren Diskriminierung und der 

Belästigung nicht auf Personen beschränkt ist, die selbst behindert sind. Ist 

nachgewiesen, dass die Benachteiligung und Belästigung des Arbeitnehmers wegen 

der Behinderung eines Kindes erfolgt, für das er im Wesentlichen Pflegeleistungen 

erbringt, deren es bedarf, so verstößt eine solche Behandlung gegen das Verbot der 

unmittelbaren Diskriminierung und Belästigung (Diskriminierung durch Assoziierung). 

Der Europäische Gerichtshof stützt sich bei seiner Argumentation auch auf die 

Textierung der Richtlinie, die jede Diskriminierung wegen eines in der Richtlinie 

aufgelisteten Merkmals verbietet. Diese Ausführungen können nicht auf das Merkmal 

der Behinderung beschränkt werden, sondern gelten für alle auf Art. 13 EGV 

(nunmehr Art. 16 AEUV) basierende Merkmale. Dieser Schluss ergibt sich auch aus 

der englischen Textierung der Richtlinie 2000/43/EG des Rates zur Anwendung des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen 

Herkunft (Antirassismusrichtlinie) und der Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit 

und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und 

Beschäftigungsfragen (Gleichbehandlungsrichtlinie), die in Übereinstimmung mit der 

Richtlinie 2000/78/EG den Wortlaut „on grounds of“ verwenden.  

In Umsetzung der Richtlinien der Europäischen Union und der Judikatur des 

Europäischen Gerichtshofes soll nunmehr klargestellt werden, dass sich der Schutz 

auch auf jene Personen erstreckt, die in einem Naheverhältnis zu jener Person 

stehen, die das diskriminierende Merkmal aufweist. Der Begriff Naheverhältnis geht 

über familiäre Beziehungen hinaus und erfasst auch ein auf persönlicher 

Freundschaft und Schutzbefohlenheit basierendes Naheverhältnis. Das 

Naheverhältnis bezieht sich nicht nur auf bestehende rechtliche Verpflichtungen (z.B. 

Fürsorgepflicht der Eltern für ihr Kind oder zwischen Ehegatten) sondern auch auf 

allgemein verständliche soziale und moralische Beistandspflichten. Erfasst sind 
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demnach Angehörige, Lebenspartner und Freund. Bei Arbeitskollegen ist nicht von 

Vorneherein von einem persönlichen Naheverhältnis auszugehen. Hier ist im 

konkreten Einzelfall zu prüfen, ob ein persönliches Naheverhältnis vorliegt. Flüchtige 

Bekanntschaften fallen nicht in den Schutzbereich der Bestimmung. 

Der Schutz vor Diskriminierung erstreckt sich auf unmittelbare oder mittelbare 

Diskriminierung oder (sexuelle) Belästigung. Im Bereich der Diskriminierung auf 

Grund des Geschlechts ist z. B. eine Diskriminierung auf Grund eines 

Naheverhältnisses zu einer Transgenderperson als Fallgestaltung denkbar. 

Zu 6.: 

Im Falle der Belästigung und sexuellen Belästigung soll die Höhe des Mindest-

schadenersatzes von derzeit 400  bzw. 720 Euro auf 1 000 Euro hinaufgesetzt 

werden. 

 

Zu den Änderungen 7. bis 9.: 

Die Umsetzung der Richtlinien 2006/54/EG wurde bereits durchgeführt und 

notifiziert, jedoch noch nicht im § 21 angeführt. 
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Die Gefertigten stellen daher den  

 

A n t r a g: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„ 1. Der beiliegende Gesetzesentwurf betreffend Änderung des  

NÖ Antidiskriminierungsgesetzes wird genehmigt. 

 

2. Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, das zur Durchführung dieses 

Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu veranlassen.“ 


